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Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

Im Namen des Volkes 

In der Verwaltungsstreitsache 

- Kläger -
bevollmächtigt: 
Rechtsanwälte 

gegen 

Bundesrepublik Deutschland, 

vertreten durch: 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 
Referat Prozessführung, 
Frankenstr. 210, 90461 Nürnberg, 

- Beklagte -

wegen 

Verfahrens nach dem AsylG (Afghanistan); 
hier: Berufung des Klägers gegen den Gerichtsbescheid des Bayerischen Verwal­
tungsgerichts Regensburg vom 27. Juni 2017, 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 13a. Senat, 
durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof 
die Richterin am Verwaltungsgerichtshof 
den Richter am Verwaltungsgerichtshof 
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ohne mündliche Verhandlung am 10. Januar 2018 
folgendes 

Urteil: 

I. Die Berufung wird zurückgewiesen. 

II. Der Kläger hat die Kosten des Berufungsverfahrens zu tragen. 

III. Das Urteil ist im Kostenpunkt vorläufig vollstreckbar. Der Kläger kann 
die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in Höhe 
des zu vollstreckenden Betrags abwenden, wenn nicht die Beklagte 
vorher Sicherheit in gleicher Höhe leistet. 

IV. Die Revision wird zugelassen. 

Tatbestand: 

1 Der am in geborene Kläger ist afghanischer Staatsangehöri­
ger. Er wendet sich gegen den Bescheid des Bundesamts für Migration und Flücht­
linge (Bundesamt) vom 10. April 2017, mit dem sein Asylantrag vom 20. Mai 2016 
abgelehnt wurde. 

2 Ausweislich der Postzustellungsurkunde erfolgte die Zustellung des Bescheids am 
12. April 2017. Die dem Bescheid beigefügte Rechtsmittelbelehrung lautet folgen­
dermaßen: 

„Gegen diesen Bescheid kann innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung Klage bei dem 

Verwaltungsgericht Regensburg 
Haidplatz 1 
93047 Regensburg 

erhoben werden. Für die Rechtzeitigkeit ist der Tag des Eingangs beim Verwaltungsgericht maßge­
bend. Die Klage muss den Kläger, die Beklagte und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich­
nen und in deutscher Sprache abgefasst sein. ..." 
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8 Am 4. Mai 2017 erhob der Kläger hiergegen beim Bayerischen Verwaltungsgericht 
Regensburg zur Niederschrift unter Bezugnahme auf sein bisheriges Vorbringen 
Klage. Wegen einer eventuell verspäteten Klageerhebung wies er darauf hin, dass er 
im letzten Monat erkrankt gewesen sei und nicht habe kommen können. Dies könne 
der Leiter seiner Gemeinschaftsunterkunft bestätigen. Zugleich beantragte er Wie­
dereinsetzung in den vorigen Stand. 

9 Die Beklagte entgegnete, es sei nicht belegt, dass der Kläger gesundheitlich außer­
stande gewesen wäre, rechtzeitig Klage einzureichen, und beantragte Klageabwei­
sung. 

10 Nach Anhörung des Klägers wurde die Klage mit Gerichtsbescheid des Verwal­
tungsgerichts Regensburg vom 27. Juni 2017 abgewiesen. Zur Begründung ist aus­
geführt, die Klage sei nicht innerhalb der Frist von zwei Wochen nach Zustellung des 
Bescheids (§ 74 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 1 AsylG) erhoben worden. Entgegen der Auf­
fassung des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg (U.v. 18.4.2017 - A 9 S 
333/17 - NVwZ 2017, 1477) sei auch nicht davon auszugehen, dass die dem Be­
scheid beigefügte Rechtsbehelfsbelehrung fehlerhaft sei. Gründe für eine Wiederein­
setzung in den vorigen Stand nach § 60 VwGO seien nicht glaubhaft gemacht wor­
den. 

11 Auf Antrag des Klägers hat der Bayerische Verwaltungsgerichtshof mit Beschluss 
vom 22. August 2017 (13a ZB 17.30882) die Berufung wegen grundsätzlicher Be­
deutung der Frage, ob die Formulierung, dass die Klage „in deutscher Sprache abge­
fasst" sein müsse, zur Unrichtigkeit einer Rechtsbehelfsbelehrung führe, zugelassen. 

12 Zur Begründung seiner Berufung verweist der Kläger unter Bezugnahme auf die 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg (U.v. 18.4.2017 
a.a.O.) darauf, dass die Rechtsbehelfsbelehrung unrichtig und die Klage damit nicht 
verfristet sei. 

13 Der Kläger beantragt, 

14 den Gerichtsbescheid des Verwaltungsgerichts Regensburg vom 
27. Juni 2017 abzuändern und die Beklagte zu verpflichten, ihm die 
Flüchtlingseigenschaft, hilfsweise den subsidiären Schutzstatus zu-
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zuerkennen, hilfsweise ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 
und 7 AufenthG festzustellen. 

15 Die Beklagte beantragt 

16 die Berufung zurückzuweisen. 

17 Es wird ausgeführt, eine Rechtsbehelfsbelehrung sei zwar unrichtig im Sinn von § 58 
Abs. 2 VwGO, wenn sie einen irreführenden Hinweis aufweise, der generell geeignet 
sei, bei dem Betroffenen einen Irrtum über die formellen oder materiellen Vorausset­
zungen des in Betracht kommenden Rechtsbehelfs hervorzurufen und ihn dadurch 
abzuhalten, den Rechtsbehelf überhaupt, rechtzeitig und in der richtigen Form einzu­
legen. Mit dem Verwaltungsgericht Schleswig (GB v. 2.6.2017 - 13 A 142/17 - juris), 
dem Verwaltungsgericht Berlin (U.v. 24.1.2017 - 21 K 346.16 A - juris) und dem 
Verwaltungsgericht Karlsruhe (U.v. 13.6.2017 - A 5 K 2523/17- juris) werde davon 
ausgegangen, dass die Formulierung „in deutscher Sprache abgefasst" kein Hinweis 
auf die Erforderlichkeit einer schriftlichen Klageerhebung sei und insbesondere die 
mündliche Klageerhebung zur Niederschrift nicht ausschließe. Auch die Definition im 
Duden beschränke sich nicht auf die Schriftlichkeit, sondern lasse die Form offen. 
Aus der passivischen Formulierung ergebe sich ebenfalls nicht, dass der Kläger 
selbst für die Schriftform zu sorgen habe. Da der Kläger vorliegend den Weg der 
Klageerhebung zur Niederschrift gewählt habe, sei auch er gerade nicht vom Erfor­
dernis einer schriftlichen Klageerhebung ausgegangen. 

18 Auf die gerichtliche Anfrage vom 13. November 2017 hin haben sich die Parteien mit 
einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt. 

19 Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die Gerichts­
und Behördenakten verwiesen. 

Entscheidungsgründe: 

20 Die Entscheidung konnte im Einverständnis der Beteiligten ohne mündliche Verhand­
lung ergehen (§ 101 Abs. 2 VwGO). 
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21 Die zulässige Berufung des Klägers ist nicht begründet. Das Verwaltungsgericht hat 
die Klage zu Recht als unzulässig abgewiesen, weil die Klagefrist versäumt worden 
war. 

22 Nach § 74 Abs. 1 AsylG muss die Klage innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung 
der Entscheidung erhoben werden, wobei die Frist gemäß § 58 Abs. 1 VwGO nur zu 
laufen beginnt, wenn der Beteiligte über den Rechtsbehelf, die Verwaltungsbehörde 
oder das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die ein­
zuhaltende Frist belehrt worden ist. 

23 Schon nach seiner eigenen Aussage hat der Kläger hier nicht innerhalb dieser Zwei-
Wochen-Frist Klage erhoben. Der mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehene Be­
scheid des Bundesamts vom 10. April 2017 wurde ihm ausweislich der Postzustel­
lungsurkunde am 12. April 2017 zugestellt. Damit war die Klagefrist bereits abgelau­
fen, als er am 4. Mai 2017 beim Verwaltungsgericht Regensburg zur Niederschrift 
Klage erhoben hat. 

24 Der Kläger kann sich auch nicht auf die Jahresfrist gemäß § 58 Abs. 2 VwGO beru­
fen. Danach ist die Einlegung des Rechtsbehelfs innerhalb eines Jahres seit Zustel­
lung des Bescheids zulässig, wenn die Belehrung unrichtig erteilt ist. Das ist hier 
nicht der Fall. Eine Rechtsmittelbelehrung ist dann in diesem Sinn fehlerhaft, wenn 
sie die in § 58 Abs. 1 VwGO zwingend erforderlichen Angaben nicht enthält, diese 
unrichtig wiedergibt oder wenn sie geeignet ist, bei dem Betroffenen einen Irrtum 
über die formellen oder materiellen Voraussetzungen des in Betracht kommenden 
Rechtsbehelfs hervorzurufen und ihn dadurch abzuhalten, den Rechtsbehelf über­
haupt, rechtzeitig oder in der richtigen Form einzulegen. Entscheidend ist, welcher 
Eindruck bei einem (objektiven) Leser erweckt wird (stRspr., siehe nur BVerwG, B.v. 
3.3.2016 - 3 PKH 5.15 - juris mit Verweis auf B.v. 31.8.2015 - 2 B 61.14 - NVwZ 
2015, 1699; B.v. 16.11.2012 - 1 WB 3.12-juris; U.v. 21.3.2002-4 C 2.01 - BayVBl 
2002, 678). Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. 

25 Die Rechtsmittelbelehrung des angefochtenen Bescheids genügt den Anforderungen 
des § 58 Abs. 1 VwGO. Als Rechtsbehelf ist richtig die Klage angegeben, die beim 
Verwaltungsgericht Regensburg binnen zwei Wochen einzureichen ist. 
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26 Allerdings beschränkt sich die Belehrung nicht auf diese gesetzlich notwendigen 
Vorgaben. Unter anderem ist zusätzlich angeführt, dass die Klage in deutscher Spra­
che abgefasst sein muss. Es ist zwar als solches nicht schädlich, auf Modalitäten der 
Rechtsmitteleinlegung hinzuweisen, über die nicht zwingend belehrt werden muss. 
Solche Hinweise dürfen aber - wie dargelegt - nicht unrichtig oder irreführend, d.h. 
geeignet sein, bei dem Betroffenen einen Irrtum hervorzurufen. 

27 Einen solchen unrichtigen oder irreführenden Zusatz, der zu einer Unrichtigkeit im 
Sinn von § 58 Abs. 2 VwGO führen würde, enthält die vorliegende Rechtsbehelfsbe­
lehrung nicht. Zunächst ist der Hinweis auf das Erfordernis der deutschen Sprache 
nicht unrichtig, sondern gibt die Rechtslage zutreffend wieder. Nach § 55 VwGO 
i.V.m. § 184 Satz 1 GVG ist die Gerichtssprache deutsch. Auch die zweite Variante -
Irreführung - liegt hier nicht vor. Die Formulierung „in deutscher Sprache abgefasst" 
erweckt nicht den Eindruck, dass der Betroffene die Klage zwingend selbst in schrift­
licher Form einreichen müsste, obwohl sie nach § 81 Abs. 1 Satz 2 VwGO auch zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden kann (wie 
hier OVG SH, B.v. 16.11.2017-1 LA 68/17-juris, in dem bereits die grundsätzliche 
Bedeutung der Frage verneint wird; VG Augsburg, U.v. 10.8.2017 - Au 3 K 16.32597 
-juris; VG Karlsruhe, GB v. 13.6.2017 - A 5 K 2523/17 - juris; VG Schleswig, GB v. 
2.6.2017 - 13 A 142/17 - juris; VG Berlin, U.v. 24.1.2017 - 21 K 346.16 A - juris). 

28 Das ergibt sich zunächst schon aus der Bedeutung des Verbs „abfassen" in der 
deutschen Sprache, die nicht allein auf eine schriftliche Form abzielt. Nach Duden 
(https://www.duden.de/rechtschreibung/abfassen, abgerufen am 5.1.2018) wird unter 
„abfassen" verstanden, dass einem vorgegebenen, nicht allzu umfangreichen Stoff 
die entsprechende sprachliche Form gegeben wird. Als Synonyme werden dort ge­
nannt anfertigen, aufschreiben, aufsetzen, ausarbeiten, formulieren, niederschreiben, 
schreiben, verfassen, zu Papier bringen und (gehoben) niederlegen. Anders ausge­
drückt bedeutet „abfassen" somit, dass ein bestimmter Tatsachenstoff vom bloßen 
Gedanken in eine sprachliche Formulierung transportiert wird und so nach außen 
dringen kann. Über eine bestimmte Form ist damit noch nichts ausgesagt. Auch 
wenn die im Duden angeführten Synonyme in der Mehrzahl auf eine Verschriftli­
chung hindeuten, werden darüber hinaus andere Möglichkeiten genannt, wie etwa 
„formulieren". Hinzu kommt, dass ein mit der deutschen Sprache, geschweige denn 
mit Fragen der semantischen Bedeutung und Auslegung einzelner Begriffe nicht ver­
trauter Ausländer sein Augenmerk zwangsläufig zuerst nicht auf die Form, sondern 

http://www.duden.de/rechtschreibung/abfassen
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auf die Klageerhebung in deutscher Sprache richten wird. Sein originäres Problem 
wird die Frage sein, wie er dieses Erfordernis bewerkstelligen kann. In ähnlicher 
Weise argumentiert auch das Oberverwaltungsgericht Schleswig-Holstein (B.v. 
16.11.2017 - 1 LA 68/17 - juris), wenn es feststellt, dass eventuelle Unklarheiten 
nicht durch die Formulierung der Rechtsbehelfsbelehrung, sondern durch das man­
gelnde Sprachverständnis verursacht wären. 

29 Zum gleichen Ergebnis führt eine Auslegung in Orientierung an der Verwendung und 
Bedeutung des Begriffs „abfassen" durch den Gesetzgeber. Wie bei der juristischen 
Auslegung, etwa der Frage, was unter „schriftlich" zu verstehen ist, allgemein üblich, 
muss auch hier an der Gesetzesformulierung („abfassen") angesetzt werden. Diesen 
Begriff verwendet die Verwaltungsgerichtsordnung an mehreren Stellen, etwa in den 
§§ 117 ff. VwGO. Die gesetzlichen Formulierungen machen deutlich, dass der Ge­
setzgeber selbst unter „abfassen" nicht nur die Schriftform im Sinn von § 81 Abs. 1 
Satz 1 VwGO (vom Kläger eigenhändig unterschriebenes Schriftstück, siehe Geiger 
in Eyermann, VwGO, 14. Aufl. 2014, § 81 Rn. 3) versteht, sondern auch die elektro­
nische Form oder die Klageerhebung zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle (§ 81 Abs. 1 Satz 2 VwGO). So wird zum Beispiel in § 118 und § 119 
Abs. 2 VwGO davon gesprochen, dass ein Urteil „elektronisch abgefasst" ist. In 
§ 117 Abs. 1 VwGO wird bestimmt, dass das Urteil „schriftlich abzufassen" ist. Die 
Anfügung des Adverbs „schriftlich" würde sich hier erübrigen, wenn sich das Schrift­
formerfordernis schon allein aus dem Wort „abfassen" ergäbe. Diese Gesetzesformu­
lierungen finden sich ähnlich lautend auch in weiteren Verfahrensordnungen. 

30 Ein weiterer Grund dafür, dass hier keine Irreführung vorliegt, ist in der passivischen 
Formulierung „abgefasst" zu sehen. Aus der Verwendung des Passivs wird deutlich, 
dass die Regelung nicht auf den Betroffenen zugeschnitten ist, der hier zwingend 
selbst tätig werden müsste. Er kann vielmehr auch andere Personen für sich tätig 
werden lassen, sei es einen Bevollmächtigten, sei es den Urkundsbeamten der Ge­
schäftsstelle, bei dem er zur Niederschrift Klage erhebt. 

31 Gerade im Fall des Klägers wird deutlich, dass der Zusatz keine Irreführung hervor­
gerufen hat. Er hat die Klage eben nicht schriftlich, sondern gemäß § 81 Abs. 1 
Satz 2 VwGO zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben. Auch 
die verspätete Klageerhebung begründete er damit, dass er wegen einer Erkrankung 
nicht (zu Gericht) habe kommen können. Das zeigt zweifelsfrei, dass der Kläger die 
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Rechtsbehelfsbelehrung nicht in dem Sinn (miss-)verstanden hat, er müsse selbst 
schriftlich Klage erheben. 

32 Letztendlich geht wohl auch das Bundesverwaltungsgericht (B.v. 5.2.1990 -
9 B 506.89 - NJW 1990, 3103) nicht davon aus, dass der Zusatz missverständlich 
wäre. Im Zusammenhang mit einem Wiedereinsetzungsantrag führt es nämlich aus, 
wer bewusst entgegen der ausdrücklichen Angabe in der Rechtsmittelbelehrung, 
dass eine einzulegende Klage in deutscher Sprache abgefasst sein müsse, eine Kla­
geschrift in einer fremden Sprache einreiche, handle nicht „ohne Verschulden". Auch 
wenn dort der Schwerpunkt darauf lag, ob eine Klageerhebung in einer anderen als 
der deutschen Sprache zu einem Verschulden im Sinn von § 60 VwGO führt, lässt 
sich dieser Entscheidung dennoch entnehmen, dass das Bundesverwaltungsgericht 
jedenfalls die Richtigkeit der Rechtsbehelfsbelehrung gemäß § 58 Abs. 2 VwGO 
nicht in Frage gestellt hat. 

33 Der gegenteiligen Meinung des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg (U.v. 
18.4.2017 - A 9 S 333/17 - NVwZ 2017, 1477) wird aus den genannten Gründen 
nicht gefolgt. Insbesondere ergibt sich weder aus dem Duden für das Verb „abfas­
sen" das zwingende Erfordernis einer schriftlichen Form, noch ist ersichtlich, weshalb 
sich der Formulierung bei einer Betrachtung aus der Sicht des Adressaten entneh­
men lassen sollte, dass er selbst für die Schriftform zu sorgen hätte. Wenn sich der 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg zudem darauf stützt, der Rechts­
behelfsbelehrung ließen sich keine Anhaltspunkte dafür entnehmen, dass der Be­
troffene nach der Verwaltungsgerichtsordnung auch die Unterstützung einer staatli­
chen Stelle in Anspruch nehmen könne, ist dem entgegenzuhalten, dass dies auch 
bei einer vollständig „richtigen" Rechtsbehelfsbelehrung (ohne den streitgegenständ­
lichen Zusatz) nicht der Fall ist. Darüber hinaus kann sich der Betroffene auch nicht 
generell darauf verlassen, dass in der Rechtsmittelbelehrung sämtliche Modalitäten 
für die Einlegung des Rechtsmittels genannt werden (BVerwG, B.v. 31.8.2015-
2 B 61.14 - NVwZ 2015, 1699). 

34 Gründe für eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach § 60 VwGO liegen 
nicht vor. Das Verwaltungsgericht hat zu Recht die Auffassung vertreten, der Kläger 
habe innerhalb der Frist des § 60 Abs. 2 VwGO hierfür keine Gründe glaubhaft ge­
macht. Zwar hat er sich darauf berufen, erkrankt gewesen zu sein und deshalb nicht 
zu Gericht habe kommen zu können. Allerdings führt eine Erkrankung nicht zwangs-



läufig zu einem Entschuldigungsgrund. Dies könnte nur der Fall sein, wenn sie so 
schwer war, dass der von ihr betroffene Verfahrensbeteiligte nicht bloß unfähig war, 
selbst zu handeln, sondern auch außerstande war, einen Bevollmächtigten mit der 
Wahrnehmung seiner Interessen zu beauftragen und im gebotenen Umfange zu in­
formieren (BVerwG, B.v. 27.9.1993 - 4 NB 35.93 - Buchholz 310 § 60 VwGO 
Nr. 185). Vorliegend hat der Kläger aber weder gemäß § 60 Abs. 2 Satz 2 VwGO 
glaubhaft gemacht, dass ihm - wie schon vom Verwaltungsgericht dargelegt - eine 
schriftliche Klageerhebung nicht möglich gewesen wäre, noch dass er außerstande 
gewesen sein sollte, einen Bevollmächtigten zu beauftragen. 

Die Berufung war deshalb mit der Kostenfolge des § 154 Abs. 2 VwGO zurückzuwei­
sen. Das Verfahren ist gemäß § 83b AsylG gerichtskostenfrei. Der Ausspruch zur 
vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 Abs. 1 VwGO t.V.m. §§ 708 ff. ZPO. 

Die Revision war wegen grundsätzlicher Bedeutung der Frage zuzulassen, ob der 
Hinweis in der Rechtsbehelfsbelehrung, dass eine Klage in deutscher Sprache abge­
fasst sein muss, geeignet ist, bei dem Betroffenen einen Irrtum über die formellen 
oder materiellen Voraussetzungen des in Betracht kommenden Rechtsbehelfs her­
vorzurufen und ihn dadurch abzuhalten, den Rechtsbehelf überhaupt, rechtzeitig 
oder in der richtigen Form einzulegen (§ 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO). 

Rechtsmittelbelehrung 

Nach § 139 VwGO kann die Revision innerhalb eines Monats nach Zustellung dieser 
Entscheidung beim Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (in München Hausanschrift: 
Ludwigstraße 23, 80539 München; Postfachanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 
München; in Ansbach: Montgelasplatz 1, 91522 Ansbach) eingelegt werden. Die 
Revision muss die angefochtene Entscheidung bezeichnen. Sie ist spätestens inner­
halb von zwei Monaten nach Zustellung dieser Entscheidung zu begründen. Die Be­
gründung ist beim Bundesverwaltungsgericht, Simsonplatz 1, 04107 Leipzig (Post­
fachanschrift: Postfach 10 08 54, 04008 Leipzig), einzureichen. Die Revisionsbe­
gründung muss einen bestimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm und, 
soweit Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen angeben, die den Mangel 
ergeben. 
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Vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer in Prozess­
kostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch 
für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht 
eingeleitet wird. Als Prozessbevollmächtigte zugelassen sind neben Rechtsanwälten 
und Rechtslehrern an den in § 67 Abs. 2 Satz 1 VwGO genannten Hochschulen mit 
Befähigung zum Richteramt nur die in § 67 Abs. 4 Satz 4 VwGO und in §§ 3, 
5 RDGEG bezeichneten Personen. Für die in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten 
Angelegenheiten (u.a. Verfahren mit Bezügen zu Dienst- und Arbeitsverhältnissen) 
sind auch die dort bezeichneten Organisationen und juristischen Personen als Be­
vollmächtigte zugelassen. Sie müssen in Verfahren vor dem Bundesverwaltungsge­
richt durch Personen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. 


